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Verordnung des Landratsamtes Cham über das 
Wasserschutzgebiet Engelshütt im Markt Lam und 
der Gemeinde Arrach, Landkreis Cham für die öffent-
liche Wasserversorgung des Marktes Lam, Land-
kreis Cham, Kennzahl des Schutzgebiets: 2210 6744 
60002 vom 01.08.2019 
 

Das Landratsamt Cham erlässt aufgrund des § 51 Abs. 
1 Nr. 1, Abs. 2 und § 52 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 31.07.2009 
(BGBl I S.2585), geändert durch Gesetz vom 04.12.2018 
(BGBl I S. 2254) i. V. m. Art. 31 Abs. 2 und 63 des Bayer. 
Wassergesetzes (BayWG) i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 25.Februar 2010 (GVBl S.66, 130, BayRS 753-1-U), 
zuletzt geändert durch § 5 des Gesetzes vom 24.07. 
2019 (GVBl. S. 408) folgende Verordnung: 
 

§ 1 Allgemeines 
Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung des 
Marktes Lam, Landkreis Cham wird für das Quellgebiet 
Engelshütt sowie den Tiefbrunnen Engelshütt in den Ge-
meinden Lam und Arrach das in § 2 näher umschriebene 
Schutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die 
Anordnungen nach den §§ 3 bis 7 erlassen. Als Begüns-
tigter gemäß § 51 Abs. 1 Satz 2 WHG wird der Markt 
Lam als Träger der Wasserversorgung benannt. 
 

§ 2 Schutzgebiete 
(1) Das Schutzgebiet umfasst insgesamt 4 Fassungs-

bereiche (Schutzzonen W I) und 1 engere Schutz-
zone (W II). 

(2) Die Schutzzonen WI umfassen teilweise die Grund-
stücke Fl.Nrn. 195 und 202 Gemarkung Engelshütt, 
Markt Lam. 
Die Schutzzone WII umfasst ganz oder teilweise die 
Grundstücke  
Fl.Nrn. 195, 202/1, 202, 196, 157, 157/2, 156, 174, 
175, 176, 177, 178, 179, 180, 181, 182, 183, 184, 

185, 186, 187, 188, 189, 190, 191, 192, 193, Ge-
markung Engelshütt, Markt Lam, sowie Fl.Nrn. 322, 
323, 324, 325, 326/2, 327, 328, 329, 330, 331, 334 
Gemarkung Haibühl, Gemeinde Arrach. 

(3) Die Grenzen des Schutzgebiets und der einzelnen 
Schutzzonen sind in den im Anhang (Anlage 1) ver-
öffentlichten Lageplan eingetragen, der Bestandteil 
dieser Verordnung ist. Die genaue Grenze der 
Schutzzone verläuft auf der jeweils gekennzeichne-
ten Grundstücksgrenze oder, wenn die Schutzzo-
nengrenze ein Grundstück schneidet, auf der der 
Fassung näheren Kante der gekennzeichneten Li-
nie. 

(4) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnun-
gen der im Schutzgebiet gelegenen Grundstücke 
berühren die festgesetzten Grenzen der Schutzzo-
nen nicht.  

(5) Die Fassungsbereiche sind durch eine Umzäunung 
und die engere Schutzzone, soweit erforderlich, in 
der Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht. 

 

§ 3 
Verbote, Beschränkungen sowie Duldungs- und Hand-

lungspflichten 
 

(1) Es sind 
 

 in der engeren Schutzzone 
entspricht Zone W II 

1. bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Ver-
bindung mit den nach Nr. 2 bis 5 zugelassenen Maßnah-
men) 

1.1 Aufschlüsse oder Verände-
rungen der Erdoberfläche, 
auch wenn Grundwasser 
nicht aufgedeckt wird, vorzu-
nehmen oder zu erweitern; 
insbesondere Fischteiche, 
Kies-, Sand- und Tongruben, 
Steinbrüche, Übertageberg-
bau und Torfstiche 

verboten, ausgenommen Bo-
denbearbeitung im Rahmen 
der ordnungsgemäßen land- 
und forstwirtschaftlichen Nut-

zung 

1.2 Wiederverfüllung von Erdauf-
schlüssen, Baugruben und 
Leitungsgräben sowie Gelän-
deauffüllungen,  

verboten 

1.3 Leitungen zu verlegen oder 
zu erneuern (ohne Nrn. 2.1, 
3.7 und 6.11) 

verboten 

1.4 Durchführung von Bohrungen nur zulässig für Bodenunter-
suchungen bis zu 1 m Tiefe 

1.5 Untertage-Bergbau, Tunnel-
bauten verboten 

2. bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe An-
lage 2, Ziffer 1) 

mailto:amtsblatt@lra.landkreis-cham.de
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 in der engeren Schutzzone 
entspricht Zone W II 

2.1 Rohrleitungsanlagen zum 
Befördern von wassergefähr-
denden Stoffen zu errichten 
oder zu erweitern 

verboten 

2.2 Anlagen nach § 62 WHG 
zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen zu errich-
ten oder zu erweitern 

verboten 

2.3 Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen nach § 62 
WHG außerhalb von Anlagen 
nach Nr. 2.2 (siehe Anlage 2, 
Ziffer 3) 

verboten 

2.4 Abfall i. S. d. Abfallgesetze 
und bergbauliche Rück-
stände abzulagern (die Be-
handlung und Lagerung von 
Abfällen fällt unter die Nrn. 
2.2 und Nr. 2.3) 

verboten 

2.5 genehmigungspflichtiger Um-
gang mit radioaktiven Stoffen 
im Sinne des Atomgesetzes 
und der Strahlenschutzver-
ordnung 

verboten 

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 
3.1 Abwasserbehandlungsanla-

gen zu errichten oder zu er-
weitern  

verboten 

3.2 Regen- oder Mischwasser-
entlastungsbauwerke zu er-
richten oder zu erweitern 

verboten 

3.3 Trockenaborte  verboten 
3.4 Ausbringen von Abwasser verboten 
3.5 Anlagen zur  

- Versickerung von Ab-
wasser oder  

- Einleitung oder Versi-
ckerung von Kühlwasser 
oder Wasser aus Wär-
mepumpen ins Grund-
wasser  

zu errichten oder zu erwei-
tern 
(siehe Anlage 2, Ziffer 4) 

verboten 

3.6 Anlagen zur Versickerung 
des von Dachflächen abflie-
ßenden Wassers zu errichten 
oder zu erweitern 
(auf die Erlaubnispflichtigkeit 
nach § 8 Abs. 1 WHG i. V. 
mit § 1 NWFreiV wird hinge-
wiesen) 

verboten 

3.7 Abwasserleitungen und zu-
gehörige Anlagen zu errich-
ten oder zu erweitern 

verboten 

4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbe-
stimmung, Hausgärten, sonstigen Handlungen 

 in der engeren Schutzzone 
entspricht Zone W II 

4.1 Straßen, Wege und sonstige 
Verkehrsflächen zu errichten 
oder zu erweitern 

nur zulässig für  
- öffentliche Feld- und 

Waldwege,  
- beschränkt-öffentliche 

Wege, Eigentümerwege 
und Privatwege  

und bei breitflächigem Versi-
ckern des abfließenden 
Wassers 

4.2 Eisenbahnanlagen zu errich-
ten oder zu erweitern verboten 

4.3 wassergefährdende aus-
waschbare oder auslaugbare 
Materialien (z. B. Schlacke, 
Teer, Imprägniermittel u. Ä.) 
zum Straßen-, Wege-,  Ei-
senbahn- oder Wasserbau zu 
verwenden 

verboten 

4.4 Baustelleneinrichtungen, 
Baustofflager zu errichten o-
der zu erweitern 

verboten 

4.5 Bade- oder Zeltplätze einzu-
richten oder zu erweitern; 
Camping aller Art 

verboten 

4.6 Sportanlagen zu errichten o-
der zu erweitern verboten 

4.7 Großveranstaltungen durch-
zuführen verboten 

4.8 Friedhöfe zu errichten oder 
zu erweitern verboten 

4.9 Flugplätze einschl. Sicher-
heitsflächen, Notabwurf-
plätze, militärische Anlagen 
und Übungsplätze zu errich-
ten oder zu erweitern 

verboten 

4.10 militärische Übungen durch-
zuführen verboten 

4.11 Kleingartenanlagen zu errich-
ten oder zu erweitern verboten 

4.12 Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln auf Freilandflä-
chen, die nicht land-, forst-
wirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzt werden (z.B. 
Verkehrswege, Rasenflä-
chen, Friedhöfe, Sportanla-
gen) 

verboten 

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur standort- und bedarfsge-
rechte Düngung mit Mineral-
dünger zulässig 

4.14 Beregnung von öffentlichen 
Grünanlagen, Rasensport- 
und Golfplätzen 

verboten 

5. bei baulichen Anlagen 
5.1 bauliche Anlagen zu errich-

ten oder zu erweitern  verboten 

5.2 Ausweisung neuer Bauge-
biete verboten 
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 in der engeren Schutzzone 
entspricht Zone W II 

5.3 Stallungen zu errichten 
oder zu erweitern1 

 
verboten 

5.4 Anlagen zum Lagern und Ab-
füllen von Jauche, Gülle, Si-
lagesickersaft zu errichten o-
der zu erweitern1 

verboten 

5.5 Ortsfeste Anlagen zur Gärfut-
terbereitung zu errichten oder 
zu erweitern1 

verboten 

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärt-
nerischen Flächennutzungen 

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, 
Festmist, Gärsubstrat aus Bi-
ogasanlagen, Festmistkom-
post  

verboten 

6.2 Düngen mit sonstigen organi-
schen und mineralischen 
Stickstoffdüngern (ohne Nr. 
6.) 

nur zulässig, wenn die Stick-
stoffdüngung in zeit- und be-
darfsgerechten Gaben er-
folgt, insbesondere nicht 
- auf abgeernteten Flächen 
ohne unmittelbar folgenden 
Zwischen- oder Haupt-
fruchtanbau 
- auf Grünland vom 01.10. 
bis 01.03. (ausgenommen 
Festmist in Zone III) 
- auf Ackerland vom 01.10. 
bis 01.03. (ausgenommen 
Festmist in Zone III) 
- auf Brachland 
 

6.3 Ausbringen oder Lagern von 
Klärschlamm, klärschlamm-
haltigen Düngemitteln, Fäkal-
schlamm oder Gärsubstrat 
bzw. Kompost aus zentralen 
Bioabfallanlagen 

verboten 

6.4 Ganzjährige Bodenbede-
ckung durch Zwischen- und 
Hauptfrucht 

erforderlich,  
soweit fruchtfolge- und witte-
rungsbedingt möglich. 
Eine wegen der nachfolgen-
den Fruchtart unvermeidbare 
Winterfurche darf erst ab 
dem 01.11. erfolgen. Zwi-
schenfrucht vor Mais oder 
Sonnenblumen darf erst ab 
dem 01.04. eingearbeitet 
werden. 

6.5 Lagern von Festmist, Sekun-
därrohstoffdünger oder Mine-
raldünger auf unbefestigten 
Flächen 

verboten 

6.6 Gärfutterlagerung außerhalb 
von ortsfesten Anlagen  verboten 

                                                 
1 Es wird auf die Anlage 7 AwSV„ Besondere Anforderungen 
an Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, 
Festmist, Silagesickersäften (JGS-Anlagen) der Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
und über Fachbetriebe (AwSV) in der jeweils geltenden Fas-
sung hingewiesen, die nähere Ausführungen zur baulichen 

 in der engeren Schutzzone 
entspricht Zone W II 

6.7 Beweidung, Freiland-, Kop-
pel- und Pferchtierhaltung verboten 

6.8 Wildfutterplätze und Wildgat-
ter zu errichten verboten 

6.9 Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln aus Luftfahr-
zeugen oder zur Boden-
entseuchung 

verboten 

6.10 Beregnung landwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzter 
Flächen 

verboten 

6.11 landwirtschaftliche Dräne und 
zugehörige Vorflutgräben an-
zulegen oder zu ändern 

nur zulässig für Instandset-
zungs- und Pflegemaßnah-

men 
6.12 besondere Nutzungen im 

Sinne von Anlage 2, Ziffer 7 
neu anzulegen oder zu er-
weitern 

verboten 

6.13 Rodung, Kahlschlag größer 
als 1.000 m² oder eine in der 
Wirkung gleichkommende 
Maßnahme (siehe Anlage 2, 
Ziffer 8) 

verboten (ausgenommen bei 
Kalamitäten) 

6.14 Nasskonservierung von 
Rundholz verboten 

6.15 Anlegen von Holzlagerplät-
zen 

verboten zum Zweck der 
Holzbehandlung wie Konser-

vierung, Behandlung mit 
Pflanzenschutzmitteln u.ä. 

 

(2) In den Fassungsbereichen (Schutzzone I) sind sämt-
liche unter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführte Handlungen 
verboten. Das Betreten ist nur zulässig für Handlun-
gen im Rahmen der Wassergewinnung und -ablei-
tung durch Befugte des Trägers der öffentlichen Was-
serversorgung, die durch diese Verordnung ge-
schützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

 

(3) Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes 1 
und 2 gelten hinsichtlich der Nummern 3.6 und 5.1 
nicht für Handlungen im Rahmen der Wassergewin-
nung und –ableitung des Trägers der öffentlichen 
Wasserversorgung, die durch diese Verordnung ge-
schützt ist, oder der von ihm Beauftragten.  

 

§ 4 Befreiungen 
(1) Für die Erteilung von Befreiungen von Verboten des 

§ 3 gilt § 52 Abs.1 Sätze 2 und 3 WHG.  
Das Landratsamt Cham kann danach eine Befreiung 
erteilen, wenn der Schutzzweck nicht gefährdet wird 
oder überwiegende Gründe des Wohls der Allge-
meinheit dies erfordern. Es hat eine Befreiung zu er-
teilen, soweit dies zur Vermeidung unzumutbarer Be-
schränkungen des Eigentums erforderlich ist und 
hierdurch der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 

 

Gestaltung (u. a. Leckageerkennung) enthält. Arbeitsblätter 
mit Musterplan sind bei der ALB Bayern e.V. erhältlich (Ar-
beitsblatt Nr. 10.15.04 „Lagerung von Flüssigmist", Nr. 
10.15.07 „Lagerung von Festmist", Nr.10.09.01 „Flachsilos 
und Sickersaftableitung"). 
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(2) Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist wi-
derruflich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbestim-
mungen verbunden werden und bedarf der Schrift-
form. 

 

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Cham 
vom Grundstückseigentümer verlangen, dass der 
frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das 
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der 
Wasserversorgung, erfordert. 

 

§ 5 
Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtun-

gen 
(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 

Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes ha-
ben die Beseitigung oder Änderung von Einrich-
tungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung bestehen und deren Bestand, Errich-
tung, Erweiterung oder Betrieb unter die Verbote 
des § 3 fallen, auf Anordnung des Landratsamtes 
Cham zu dulden, sofern sie nicht schon nach an-
deren Vorschriften verpflichtet sind, die Einrich-
tung zu beseitigen oder zu ändern. 

 

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach § 52 Abs. 
4 WHG i.V.m. §§ 96-98 WHG und Art. 57 
BayWG Entschädigung zu leisten. 

 

§ 6 Kennzeichnung des Schutzgebietes 
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, 
dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der 
Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von Hin-
weiszeichen kenntlich gemacht werden. 
 

§ 7 Kontrollmaßnahmen 
(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 

Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben 
Probenahmen von im Schutzgebiet zum Einsatz be-
stimmten Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln 
durch Beauftragte des Landratsamtes Cham und 
durch Personal des Wasserversorgungsunterneh-
mens zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften 
dieser Verordnung zu dulden. 

 

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vege-
tations- und Wasserproben und die hierzu notwen-
digen Verrichtungen auf den Grundstücken im Was-
serschutzgebiet durch Beauftragte des Landrats-
amtes Cham zu dulden. 

 

(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke 
durch Bedienstete des Trägers der öffentlichen 
Wasserversorgung, die durch diese Verordnung ge-
schützt ist, oder der von ihm Beauftragten, zur 
Wahrnehmung der Eigenüberwachungspflichten 
gemäß § 3 der Verordnung zur Eigenüberwachung 
von Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen 
(Eigenüberwachungsverordnung – EÜV - ) in der je-
weils geltenden Fassung zu gestatten, die hierzu er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen und technische 
Ermittlungen und Prüfungen zu ermöglichen. 

 

§ 8 Entschädigung und Ausgleich 
(1) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser 

Verordnung ergehende Anordnung das Eigentum 
unzumutbar beschränkt und diese Beschränkung 
nicht durch eine Befreiung nach § 4 oder andere 

Maßnahmen vermieden oder ausgeglichen werden 
kann, ist über die Fälle des § 5 hinaus nach § 52 
Abs. 4 WHG i.V.m. §§ 96 bis 98 WHG und Art. 57 
BayWG eine Entschädigung zu leisten. 

 

(2) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser 
Verordnung ergehende Anordnung erhöhte Anfor-
derungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- 
oder forstwirtschaftliche Nutzung einschränken o-
der Mehraufwendungen für den Bau und Betrieb 
land- oder forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen zur 
Folge haben, ist für die dadurch verursachten wirt-
schaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich 
nach Art. 32 i.V.m. Art. 57 BayWG zu leisten. 

 
§ 9 Ordnungswidrigkeiten 

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a, Abs.2 WHG, Art. 74 Abs. 2 
Nr.1 BayWG kann mit Geldbuße bis zu 50.000 Euro be-
legt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 und Abs. 2 zuwider-

handelt, 
2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Hand-

lung vornimmt, ohne die mit der Befreiung verbunde-
nen Inhalts- und Nebenbestimmungen zu befolgen, 

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach den §§ 5 und 7 
nicht duldet. 

§ 10 Inkrafttreten 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Be-

kanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Cham in Kraft. 

 
Cham, den 01.08.2019 Landratsamt Cham 
 Franz Löffler, Landrat 
 
 
 
 

Anlagen 1 und 2 (Bestandteile der Schutzgebiets-
verordnung): 
 
 

 

Anlage 1 (Plan zu § 2 Abs. 2):  
 

Lageplan im Maßstab 1: 4.000 zur Verordnung des 
Landratsamtes Cham über das Wasserschutzgebiet 
„Engelshütt“ im Landkreis Cham für die öffentliche 
Wasserversorgung des Marktes Lam, Landkreis 
Cham vom 01.08.2019 
 

Cham, den 01.08.2019 Landratsamt Cham  
 Franz Löffler, Landrat 
 

 
 
 
 
 
 

Anlage 2:  
Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2, 3, 5 und 6 
 

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 
 

„Wassergefährdende Stoffe” sind feste, flüssige und 
gasförmige Stoffe und Gemische, die geeignet sind, 
dauernd oder in einem nicht nur unerheblichen Aus-
maß nachteilige Veränderungen der Wasserbeschaf-
fenheit herbeizuführen, und die nach Maßgabe von 
Kapitel 2 als wassergefährdend eingestuft sind oder 
als wassergefährdend gelten ( vgl. § 2 Abs. 2 AwSV). 
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2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (zu Nr. 2.2) 
 

Im Fassungsbereich und in der engeren Schutzzone 
sind Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen nicht zulässig.  
Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z.B. im Zusammen-
hang mit Kompostieranlagen oder Wertstoffhöfen fal-
len. An die Bereitstellung von Hausmüll aus privaten 
Haushalten zur regelmäßigen Abholung (z. B. Müllton-
nen) werden keine besonderen Anforderungen ge-
stellt. 
 

3. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen au-
ßerhalb von Anlagen (zu Nr. 2.3) 
Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt: 
- Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 

etc. nach den Maßgaben der Nr. 4.12, 4.13, 6.1, 
6.2, 6.5 und 6.6, 

- Straßensalzung im Rahmen des Winterdienstes, 
- das Mitführen und Verwenden von Betriebsstoffen 

für Fahrzeuge und Maschinen, 
- Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch, 
- Kompostierung im eigenen Garten. 
 

Entsprechend AwSV werden an Abfüllplätze von Heiz-
ölverbraucheranlagen über die betrieblichen Anforde-
rungen hinaus keine Anforderungen gestellt. Es gilt 
Anlage 3 zur AwSV (Merkblatt zu Betriebs- und Ver-
haltensvorschriften beim Betrieb von Heizölverbrau-
cheranlagen). 
 

Wassergefährdende Stoffe  
Es ist jeweils die aktuelle Fassung der „ Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (AwSV)“ zu beachten (abrufbar im Internet 
https://www.gesetze-im-internet.de/awsv/ ) 
Für Stoffe, deren Wassergefährdungsklasse (WGK) 
nicht sicher bestimmt ist, wird WGK 3 zugrunde ge-
legt. 
Im Folgenden werden einige in Haushalt, Landwirt-
schaft und Industrie gebräuchliche Stoffe und deren 
Einstufung in die jeweilige Wassergefährdungsklasse 
gemäß AwSV beispielhaft aufgeführt. Ebenso sind 
viele Abfälle wassergefährdende Stoffe: 
 
WGK 1 WGK 2 WGK 3 
schwach wassergefähr-
dende Stoffe 

wassergefähr-
dende Stoffe 

stark was-
sergefähr-
dende 
Stoffe 

„Biodiesel“;   schweres Heizöl 
 
reine Schmieröle auf Mineral-
ölbasis  
 
Ethanol (Alkohol, Brennspiri-
tus) 
 
Glykol (in Kühlmitteln) 
Essigsäure (Entkalker) 
Salzsäure 
Schwefelsäure (z.B. in Auto-
batterien) 
 
Auftausalz, Viehsalz 

Dieselkraftstoff;   
leichtes Heizöl 
 
Schmieröle auf 
Mineralölbasis 
mit Zusätzen 
(Motorenöl, Hyd-
rauliköl, Getrie-
beöl) 
 
Dichlormethan (in 
Abbeizmitteln) 
Formaldehyd (als 
Konservierungs-
mittel in Lacken 
und Klebern) 

Ottokraft-
stoffe (Ben-
zin, Super) 
Altöle 
 
einige Lö-
sungsmittel, 
z.B. 
Tetrachlo-
rethen  
         (chem. 
Reinigung) 
Trichlo-
rethen  

 
 
Düngemittel wie 
Flüssigdünger AHL 
Ammoniumnitrat, -sulfat  
Kaliumnitrat, -sulfat  
Dicyandiamid (DIDIN) 

Natriumhypochlo-
rit (Chlorbleich-
lauge) 
Toluol, Xylol (in 
sog. Nitroverdün-
nern) 
einige Pflanzen-
schutzmittel, z.B.  
Terbutylazin  
Bentazon  
Ethephon 

         (zur 
Metallentfet-
tung) 
Quecksilber  
Teer (Ab-
dichtmittel) 
die meisten 
Pflanzen-
schutzmittel, 
z.B. 
Cypermeth-
rin  
Lindan 
Isoproturon 

 

4. Anlagen zur Versickerung von häuslichem und 
kommunalem Abwasser (zu Nr. 3.5) 
 

Das Abwasser ist vor der Versickerung nach strenge-
ren als den Mindestanforderungen gemäß der Abwas-
serverordnung (AbwV) http://www.gesetze-im-inter-
net.de/abwv/index.html in der jeweils geltenden Fas-
sung zu reinigen. Die Anforderungen richten sich da-
bei nach den einschlägigen Merkblättern des Bayer. 
Landesamtes für Umwelt, abrufbar im Internet unter 
https://www.lfu.bayern.de/wasser/merkblattsamm-
lung/index.htm   
 

5a. Stallungen (zu Nr. 5.3)  
 

5a.1 mit Flüssigmistverfahren: 
 

Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dungeinhei-
ten ist das erforderliche Speichervolumen für Gülle auf 
mindestens zwei Behälter aufzuteilen. 
40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fal-
len bei folgenden Höchststückzahlen für einzelne Tier-
arten an: 
 

Tierart Anzahl Einheit Umrechnung in Dungeinheiten (DE) 
Milchkühe 40 Stück 1 Stück  = 1,00 DE 
Mastbullen 65 Stück 1 Stück  = 0,62 DE 
Mastkälber, Jung-
mastrinder 

150 Stück 1 Stück  = 0,27 DE 

Mastschweine 300 Stück 1 Stück  = 0,13 DE 
Legehennen, Mast-
puten 

3.500 Stück 100 Stück  = 1,14 DE 

sonst. Mastgeflügel 10.000 Stück 100 Stück  = 0,40 DE 
 

 

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung 
bzw. 120 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschrei-
ten. Bei mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind 
die entsprechenden Dungeinheiten aufzusummieren. 
 

5a.2 mit Festmistverfahren 
 

Bei Tierbeständen über 80 Dungeinheiten ist das er-
forderliche Speichervolumen für Jauche auf mindes-
tens zwei Behälter aufzuteilen. 
Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung 
bzw. 160 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschrei-
ten. Bei mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind 
die entsprechenden Dungeinheiten aufzusummieren 
 

5a.3 mit gemischten Entmistungsverfahren: 
 

Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind anteilig 
entsprechend 5a.1 und 5a.2 zu ermitteln. 
 
 
 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/awsv/
http://www.gesetze-im-internet.de/abwv/index.html
http://www.gesetze-im-internet.de/abwv/index.html
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5a.4 Befreiung nach § 4 der Wasserschutzgebietsver-
ordnung: 
 

Die Erteilung einer Befreiung nach § 4 ist bei be-
standsgeschützten landwirtschaftlichen Betrieben 
möglich, wenn dies betriebsbedingt notwendig ist 
(Existenzsicherung) und das erhöhte Gefährdungspo-
tential durch technische Anforderungen ausgeglichen 
werden kann, wenn dadurch der Trinkwasserschutz 
gewährleistet ist.  
 

5b. Stallungen (zu Nr. 5.3)  
 

Bei Gülle- bzw. Jauchekanälen ist zur jährlichen 
Dichtheitsprüfung eine Leckageerkennung für die Fu-
genbereiche entsprechend Anlage 7 AwSV vorzuse-
hen. Weitere Informationen im Internet unter 
https://www.lfu.bayern.de/wasser/um-
gang_mit_wgs/anlagenverordnung/index.htm  
 

Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen Kot 
und Harn anfallen, sind gemäß der VAwS flüssigkeits-
undurchlässig (Beton mit hohem Wassereindringwi-
derstand) auszuführen und jährlich durch Sichtprüfung 
auf Undichtigkeiten zu kontrollieren. 
 

Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieb-
lich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, die einzeln 
auf Dichtheit prüfbar und jederzeit reparierbar sind. 
 

Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zu-
leitungen sind baulich so zu gliedern, dass eine Repa-
ratur jederzeit möglich ist. Dies kann durch einen zwei-
ten Lagerbehälter oder eine ausreichende Speicher-
kapazität der Güllekanäle gewährleistet werden. Hin-
sichtlich der Dichtheitsprüfungen wird auf die Anlage 
7 der AwSV hingewiesen. 
 

Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere 
DIN 1045, sind zu beachten.  
 

Der Beginn der Bauarbeiten ist bei der Kreisverwal-
tungsbehörde und dem Wasserversorgungsunterneh-
men 14 Tage vorher anzuzeigen. 
 

Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung 
aus einem in Zone III A vorhandenen Anwesen entste-
hen, gelten ebenfalls als „in dieser Zone bereits vor-
handene Anwesen“. 
 
6. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtier-
haltung (zu Nr. 6.7) 
 

Eine dauerhaft flächige Verletzung der Grasnarbe liegt 
dann vor, wenn das wie bei herkömmlicher Rinder-
weide unvermeidbare Maß (linienförmige oder punk-
tuelle Verletzungen im Bereich von Treibwegen, Vieh-
tränken etc.) überschritten wird. 
 
7. Besondere Nutzungen sind folgende landwirt-
schaftliche, forstwirtschaftliche und gärtnerische 
 Nutzungen (zu Nr. 6.12) 
- Weinbau 
- Hopfenanbau 
- Tabakanbau 
- Gemüseanbau 
- Zierpflanzenanbau 
- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 
 

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derar-
tiger Nutzungen, nicht auf die Verlegung im Rahmen 

des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels 
bei gleichbleibender Größe der Anbaufläche. 
 
8. Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung gleich-
kommende Maßnahmen (zu Nr. 6.13) 
 

Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche 
alle aufstockenden Bäume in einem oder in wenigen 
kurz aufeinander folgenden Eingriffen entnommen 
werden, ohne dass bereits eine ausreichende über-
nehmbare Verjüngung vorhanden ist und daher durch 
die Hiebsmaßnahme auf der Fläche Freilandbedin-
gungen (Klima) entstehen. 
 

Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme ist 
eine Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt Bäume 
stehen bleiben und dadurch auf der Fläche ebenfalls 
Freiflächenbedingungen entstehen. 
 

Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei oder 
mehrere benachbarte Waldbesitzer Hiebe durchfüh-
ren, die in der Summe zu den oben genannten Freiflä-
chenbedingungen führen.  
 

Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehrerer 
Waldbesitzer auf räumlich getrennten Teilflächen zu-
lässig, wenn sie die Flächenobergrenzen dieser Ver-
ordnung lediglich in der Summe überschreiten.  
 

Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf, 
Schneebruch oder durch Schädlingsbefall zu verste-
hen, deren Beseitigung nur durch die Entnahme aller 
geschädigten Bäume und daher unter Umständen nur 
durch Kahlschlag möglich ist.  

 
_______________ 

 
 
Übung der Bundeswehr 
 
Die Bundeswehr hält in der Zeit vom 19.08. bis 
22.08.2019 eine Übung im freien Gelände ab.  
Übungsraum ist unter anderem der nördliche Teil des 
Landkreises Cham. 
Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den Einrich-
tungen der übenden Truppe fernzuhalten. Ferner wird 
auf die Gefahren aufmerksam gemacht, die von liegen-
gebliebenen Sprengmitteln, Fundmunition und derglei-
chen ausgehen.  
Etwaige entstandene Manöverschäden können zur 
Schadensregulierung bei der örtlichen Gemeindeverwal-
tung angezeigt werden. 
 

_______________ 
 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Schul-
verbandes Walderbach für das Haushaltsjahr 2019 
 

I. 
Auf Grund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bay. Schulfinan-
zierungsgesetzes (BaySchFG), Art 40 ff. des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) i.V.m. 
Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) hat die Schulverbandsversammlung des Schulver-
bandes Walderbach in ihrer öffentlichen Sitzung am 
11.07.2019 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2019 beschlossen, die hiermit gem. Art 9 Abs. 
1 Satz 2 BaySchFG und Art. 40 ff. KommZG i.V.m. Art 
65 Abs. 3 GO amtlich bekannt gemacht wird: 
 

https://www.lfu.bayern.de/wasser/umgang_mit_wgs/anlagenverordnung/index.htm
https://www.lfu.bayern.de/wasser/umgang_mit_wgs/anlagenverordnung/index.htm
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§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2019 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
im Verwaltungshaushalt 
in Einnahmen und Ausgaben mit  490.415 € 
und im Vermögenshaushalt  
in Einnahmen und Ausgaben mit  66.000 € 
ab. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt. 

§ 4 
Schulverbandsumlage 
1.  Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf 

(Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Ver-
waltungshaushalt (Umlagesoll) wird für das Haus-
haltsjahr 2019 auf 363.315,00 € festgesetzt und nach 
der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt (Verwaltungsumlage). 
 

2.  Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird 
die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 
1. Oktober 2018 auf 159 Verbandsschüler festge-
setzt. 
 

3.  Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 
2.285,00 € festgesetzt. 

 

4. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf 
zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaus-
halt (Umlagesoll) wird für das Haushaltsjahr 2019 auf 
0,00 € festgesetzt und nach der Zahl der Verbands-
schüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umge-
legt (Investitionsumlage). 
 

5. Der Berechnung der Investitionsumlage wird die Schü-
lerzahl nach dem Stand vom 1. Oktober 2018 mit ins-
gesamt 159 Verbandsschülern zu Grunde gelegt. 
 

6. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 55.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2019 in 
Kraft. 

II. 
Das Landratsamt Cham hat als Rechtsaufsichtsbehörde 
mit Schreiben vom 06.08.2019 Komm1-941.71(2019) 
festgestellt, dass die Haushaltssatzung keine genehmi-
gungspflichtigen Bestandteile enthält. 
 

III. 
Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach der Veröffentli-
chung der Bekanntmachung eine Woche lang bei der 
Geschäftsstelle des Schulverbandes Walderbach in 
Walderbach, Franz-Xaver-Witt-Str. 2, während der allge-
meinen Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 

Dort liegt auch die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen 
während des ganzen Jahres innerhalb der allgemeinen 
Geschäftsstunden zur Einsicht bereit (§ 4 Bekanntma-
chungsverordnung). 
 

Walderbach, 09.08.2019 Höcherl 
 Schulverbandsvorsitzender 
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